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40.   Festsetzungsverfahren bei pflegebedingten Aufwendungen 

40.1  

Dem Antrag auf Beihilfe ist ein Nachweis über die Zuordnung zu einem Pflegegrad nach § 15 Abs. 1 Satz 1 
und Abs. 3 Satz 3 SGB XI beizufügen.

40.2  

1Für Versicherte der privaten oder sozialen Pflegeversicherung stellt deren Versicherung die 
Pflegebedürftigkeit, den Pflegegrad sowie den Leistungsbeginn fest (gesetzliche Verpflichtung). 2Diese 
Feststellung ist auch für die Festsetzungsstelle maßgebend und dieser vom Antragsteller in geeigneter 
Weise zugänglich zu machen (zum Beispiel Abschrift des Gutachtens, gegebenenfalls schriftliche 
Leistungszusage der Versicherung). 3Ohne einen derartigen Nachweis ist diesbezüglich eine Bearbeitung 
des Antrages nicht möglich (vergleiche Art. 22 BayVwVfG). 4Der Zeitpunkt der Beantragung von Leistungen 
der privaten oder sozialen Pflegeversicherung gilt als Zeitpunkt des Antrags auf entsprechende 
Beihilfeleistungen.

40.3  

1Besteht keine Pflegeversicherung, ist durch die Beihilfestelle ein amts- oder vertrauensärztliches 
Gutachten über die Pflegebedürftigkeit und die Zuordnung zu einem bestimmten Pflegegrad vorzulegen.

40.4  

1Erhebt die beihilfeberechtigte Person gegen einen Beihilfebescheid Widerspruch mit der Begründung, der 
von der Pflegeversicherung anerkannte Pflegegrad sei zu niedrig, ist die Entscheidung über den 
Widerspruch bis zum Eintritt der Unanfechtbarkeit der Feststellung der sozialen oder privaten 
Pflegeversicherung auszusetzen. 2Danach ist unter Berücksichtigung der Feststellung der 
Pflegeversicherung über den Widerspruch zu entscheiden.


